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Bonn, den 4. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Beamtenstatut in den Europäischen Gemein- 
schaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
dieser Gemeinschaften. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung sowie die Stellungnahme des Statutbeirats bei- 
gefügt. 


Brandt 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, insbesondere 
auf Artikel 24, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirats, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofs der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung der an- 
deren beteiligten Organe das Statut der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften und die Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
dieser Gemeinschaft zu ändern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL 1 
Artikel 1 

Das Statut der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaften wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 6 

Nach Artikel 6 Absatz 1 wird ein zweiter Ab- 
satz mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Abweichend von den Vorschriften des vor- 
stehenden Absatzes wird im Stellenplan für das 
aus Forsdiungs- und Investitionsmitteln besol- 
dete Personal die Anzahl der Planstellen je 
Laufbahngruppe insgesamt festgelegt." 

2. Artikel 24 

In Artikel 24 wird ein Absatz 3 und ein Ab- 
satz 4 mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„Soweit das Organ es für vereinbar mit den 
Erfordernissen des reibungslosen Dienstbetriebs 


hält, organisiert es die berufliche Fortbildung 
der Beamten oder ihre Umschulung im Hinblick 
auf eine andere dienstliche Verwendung. 

Das Organ kann den aus Forschungs- und In- 
vestitionsmitteln besoldeten Beamten Dienst- 
befreiung zur beruflichen Fortbildung oder Um- 
schulung gewähren. 

Das Organ erläßt die Durchführungsvorschriften 
zu diesen Bestimmungen." 

3. Artikel 37 Absatz 1 

Dieser Absatz enthält folgenden Wortlaut: 

„Abordnung ist die dienstrechtliche Stellung des 
Beamten, der 

a) im dienstlichen Interesse 

— von seinem Organ beauftragt worden ist, 
vorübergehend eine Stelle außerhalb die- 
ses Organs zu bekleiden, 

— durch Verfügung abgeordnet und damit 
beauftragt worden ist, vorübergehend 
Aufgaben bei einer Person wahrzuneh- 
men, die ein in den Verträgen zur Grün- 
dung der Gemeinschaften oder im Ver- 
trag zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften 
vorgesehenes Amt innehat, oder Auf- 
gaben bei einem gewählten Präsidenten 
eines Organs oder einer Einrichtung der 
Gemeinschaften oder einer Fraktion der 
Versammlung wahrzunehmen. 

Während der Dauer seiner Abordnung 
gelten für den Beamten die Vorschriften, 
die für einen Beamten der gleichen Be- 
soldungsgruppe wie derjenigen gelten, 
die ihm auf dem Dienstposten zuerkannt 
wird, auf den er abgeordnet wird, jedoch 
vorbehaltlich von Artikel 77 Absatz 3 
über die Versorgung, 

— beauftragt worden ist, das Amt des Ge- 
neraldirektors der gemeinsamen For- 
schungsstelle auszuüben, 

b) auf seinen Antrag einem anderen Organ der 
Europäischen Gemeinschaften zugewiesen 
worden ist." 
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4. Artikel 45 

„Artikel 45 Absatz 2 gilt nicht bei der Einwei- 
sung von aus Forschungs- und Investitionsmit- 
teln besoldeten Beamten einer bestimmten Lauf- 
bahngruppe in Dienstposten der gleichen Lauf- 
bahngruppe, die jedoch unter den Verwaltungs- 
haushalt fallen, und nnigekehrt." 

5. Artikel 92 

Es muß heißen: 

„Unbeschadet von Artikel 99 sind in diesem 
Titel die Sondervorschriften für die Beamten 
der Gemeinschaften festgelegt, die einen Dienst- 
posten innehaben, der wissenschaftliche oder 
technische Berufs- und Fachkenntnisse erfordert, 
und deren Dienstbezüge aus Forschungs- und 
Investitionsmitteln gezahlt werden." 


6. Artikel 99 

An Absatz 1 wird ein Satz mit folgendem Wort- 
laut angefügt: 

„Aus Forschungs- und Investitionsmitteln be- 
soldeten Beamten, die nicht unter Artikel 92 
fallen, kann diese Prämie ebenfalls gewährt 
werden, wenn sie Arbeitsteams angehören, die 
außergewöhnliche Dienstleistungen erbracht 
haben." 


7. Artikel 101 a 

Nach Artikel 101 wird ein Artikel 101 a mit 

folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 101 a 

1. Beamten der Laufbahngruppen A und B der 
wissenschaftlich-technischen Laufbahn kann 
auf Antrag Sonderurlaub aus persönlichen 
Gründen gewährt werden, um ihnen den 
Übergang auf eine neue Tätigkeit außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften zu erleich- 
tern. 

2. Für diesen Urlaub gelten folgende Vor- 
schriften: 

a) Die Höchstdauer dieses Urlaubs beträgt 
sechs Monate; sie kann nicht verlängert 
werden. 

b) Während dieses Urlaubs hat der Beamte 
Anspruch auf ein Ausgleichsgehalt, so- 
fern die Bezüge, die er für die neue Tä- 
tigkeit erhält, insgesamt niedriger sind 
als die Bezüge, die er bei seinem Her- 
kunftsorgan in seiner Besoldungsgruppe 
und Dienstaltersstufe erhalten hätte; er 
hat ferner Anspruch auf die Erstattung 
sämtlicher zusätzlicher Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung, die sich aus dieser 
dienstrechtlichen Stellung für ihn ergeben 
könnten. 


Der Beamte leistet die Beiträge zur Al- 
tersversorgung weiterhin auf der Grund- 
lage des Gehalts, das er in seiner Besol- 
dungsgruppe und Dienstaltersstufe bei 
seinem Herkunftsorgan im aktiven Dienst 
erhalten hätte. 

3. Der Beamte behält seine Planstelle während 
dieses Urlaubs bei." 

8. Artikel 101 b 

Nach Artikel 101 a wird ein Artikel 101 b mit 

folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 101 b 

1. Entsprechen die Tätigkeiten oder ßerufs- 
oder Fachkenntnisse eines aus Forschungs- 
und Investitionsmitteln besoldeten Beamten 
der Laufbahngruppe A oder B der wissen- 
schaftlich-technischen Laufbahn nicht mehr 
den neuen Erfordernissen des Programms, 
so kann die Anstellungsbehörde ihn im 
dienstlichen Interesse nach Stellungnahme 
des Paritätischen Ausschusses seiner Stelle 
entheben. 

Der Paritätische Ausschuß, der diese Beam- 
ten anhört, nimmt zu der Stellenenthebung 
aus dienstlichen Gründen Stellung. Die Stel- 
lenenthebung wird von der Prüfung der Um- 
schulungsmöglichkeiten und der Durchfüh- 
rung der Umschulung sowie von den Mög- 
lichkeiten der Einweisung in eine der Besol- 
dungsgruppe des Beamten entsprechende 
Planstelle des Verwaltungshaushalts abhän- 
gig gemacht. 

Die Anstellungsbehörde berücksichtigt ferner 
die Berufs- und Fachkenntnisse, die Leistung, 
die dienstliche Führung und — soweit mit 
dem dienstlichen Interesse vereinbar — den 
Familienstand und das Dienstalter des Be- 
amten. 

2. übt die Anstellungsbehörde ihre Befugnisse 
im Wege der Befugnis-Ubertragung aus, so 
kann der Beamte innerhalb von 15 Arbeits- 
tagen nach dem Zeitpunkt der Mitteilung 
des Beschlusses über die Stellenenthebung 
bei der Kommission Einspruch erheben, so- 
fern dieser Beschluß nicht der Stellungnahme 
des Paritätischen Ausschusses entspricht. 
Dieser Einspruch hat aufschiebende Wirkung 
bei der Ausführung des Beschlusses. 

3. Diese Stellenenthebung ist keine Disziplinar- 
maßnahme. 

4. Der seiner Stelle enthobene Beamte erhält 
nach Maßgabe des Anhangs IV a eine Ver- 
gütung." 

9. Artikel 109 a 

Nach Artikel 109 wird ein Artikel 109 a mit fol- 
gendem Wortlaut eingefügt: 
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,, Artikel 109 a 

I 

Artikel 101 a des Statuts gilt nicht für die aus : 
Forschungs- und Investitionsmitteln besoldeten : 
Beamten der Laufbahngruppen A und B der wis- : 
senschaftlich-technischen Laufbahn, die am • ■ • I 
(Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung | 
zur Änderung des Statuts) im aktiven Dienst 
waren. 

Diese Beamten können jedoch während der auf 
diesen Zeitpunkt folgenden sechs Monate 
schriftlich beantragen, daß Artikel 101 b auf sie 
angewandt wird. Der Beamte, der seine Wahl 
getroffen hat, kann jederzeit die Durchführung 
der Maßnahme gemäß Artikel 101 b beantra- j 
gen." | 


10. Anhang I — B 

Die Übersicht über die Grundamtsbezeichnungen 
und die ihnen zugeordneten Laufbahnen für die 
wissenschaftlidien und technischen Beamten der 
Gemeinschaften, die in Artikel 92 des Statuts 
genannt sind, wird wie folgt geändert: 

„Laufbahngruppe A 

Direktion, Forschung und Planung 

A 1 Generaldirektor 

A 2 Direktor, wissenschaftlicher oder techni- 

scher Abteilungsleiter, wissenschaftli- 
cher oder technischer Hauptreferent 

Abteilungsleiter 

Wissenschaftlicher oder technischer 
Hauptreferent 

Wissenschaftlicher oder technischer Re- 
ferent" 


Anhang IV a 

Nach Anhang IV wird ein Anhang IV a mit der 
Überschrift „Einzelheiten der Gewährung der 
Vergütung gemäß Artikel 101 b des Statuts" 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Anhang IV a 

Einzelheiten über die Gewährung der Vergü- 
tung gemäß Artikel 101 b des Statuts 


A4 

A5 

A6 

A7 


■ — 70 V. H. seines Grundgehalts für den 
13. bis 66. Monat 

— 60 V. H. seines Grundgehalts für die 
darüber hinausgehende Zeit. 

Der Anspruch auf die Vergütung er- 
lischt spätestens am letzten Tage des 
Monats, in dem der Beamte das 65. Le- 
bensjahr vollendet. 

2. Um an Hand des Lebensalters, das der 
Beamte bei Ausscheiden aus dem Dienst 
erreicht hat, den Zeitabschnitt zu bestim- 
men, währenddessen er Anspruch auf die 
in Absatz 1 Buchstabe b vorgesehene Ver- 
gütung hat, ist der in der nachstehenden 
Tabelle festgelegte Koeffizient auf seine 
Dienstzeit anzuwenden; dieser Zeitraum 
wird gegebenenfalls auf den vollen Monat 
abgerundet. 


Alter 

V. H. 

Alter 

V. H. 

Alter 

V. H. 

20 

18 

35 

40,5 

50 

63 

21 

19,5 

36 

42 

51 

64,5 

22 

21 

37 

43,5 

52 

66 

23 

22,5 

38 

45 

53 

67,5 

24 

24 

39 

46,5 

54 

69 

25 

25,5 

40 

48 

55 

70,5 

26 

27 

41 

49,5 

56 

72 

27 

28,5 

42 

51 

57 

73,5 

28 

30 

43 

52,5 

58 

75 

29 

31,5 

44 

54 

59 

76,5 

30 

33 

45 

55,5 

60 

78 

31 

34,5 

46 

57 

61 

79,5 

32 

36 

47 

58,5 

62 

81 

33 

37,5 

48 

60 

63 

82,5 

34 

39 

49 

61,5 




3. Auf die in Absatz 1 vorgesehene Vergü- 
tung wird der gemäß Artikel 82 Absatz 1 Un- 
terabsatz 2 des Statuts festgelegte Berichti- 
gungskoeffizient für das Land der Gemein- 
schaften angewandt, in dem der Anspruchs- 
berechtigte nachweislich seinen Wohnsitz 
hat. 


Artikel 1 

Der Beamte, der von einer in Artikel 101 b 
vorgesehenen Maßnahme zum endgültigen 
Ausscheiden aus dem Dienst betroffen ist, 
hat Anspruch: 

a) für einen Zeitraum von 6 Monaten auf 
eine monatliche Vergütung in Höhe sei- 
ner letzten Dienstbezüge und 

b) für einen Zeitraum, der sich nach der 
Tabelle in Absatz 2 bestimmt, auf eine 

monatliche Vergütung in Höhe von 
— 85 V. H. seines Grundgehalts für den 
7. bis 12. Monat 


Nimmt der Anspruchsberechtigte seinen 
Wohnsitz außerhalb der Länder der Ge- 
meinschaften, so wird auf die Vergütung 
der für Brüssel geltende Berichtigungsko- 
effizient angewandt. 

4. Die Einkünfte des Betreffenden aus einer 
neuen Tätigkeit während dieses Zeitraums 
werden von der in Absatz 1 vorgesehenen 
Vergütung insoweit abgezogen, als diese 
Einkünfte und diese Vergütung zusammen 
die letzten Dienstbezüge übersteigen, die 
der Beamte in Ausübung seines Amtes er- 
halten hat. Auf diese Bezüge wird der in 
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Absatz 3 genannte Berichtigungskoeffizient 
angewandt. 

5. Der Anspruch auf die Familienzulagen 
bleibt in voller Höhe bestehen, wenn der 
Beamte die in Absatz 1 vorgesehene Ver- 
gütung erhält. 

6. a) In der Zeit, in der er nicht durch ein 

anderes Krankenversicherungssystem 
versichert ist, hat der Beamte, auf den 
eine der in Artikel 101 a vorgesehenen 
Maßnahmen angewandt worden ist, für 
sich selbst und für die mitangeschlosse- 
nen Personen Anspruch auf die Leistun- 
gen des gemeinsamen Krankheitsfür- 
sorgesystems der Organe der Euro- ■ 
päischen Gemeinschaften. 

Bis zum Erwerb des Ruhegehaltsan- 
spruchs berechnet sich der Beitrag nach 
dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe 
und der Dienstaltersstufe, die der Be- 
amte zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
aus dem Dienst erreicht hatte. 

Mit dem Zeitpunkt, in dem der Beamte 
Anspruch auf ein im Statut der Beam- 
ten vorgesehenes Ruhegehalt hat, wird 
der Berechnung des Beitrags das Ruhe- 
gehalt zugrunde gelegt. 

b) Beim Tode eines Beamten, auf den die 
obigen Bestimmungen Anwendung fan- 
den, werden die Personen, denen eine i 
Hinterbliebenenversorgung zusteht, für 
den Krankheitsfall gesichert, sofern sie 
nachweisen, daß sie nicht durch ein an- 
deres System gegen das Krankheitsri- 
siko versichert werden können. Der Be- 
rechnung des Beitrags werden die Hin- 
terbliebenenbezüge zugrunde gelegt. 

7. In der Zeit, in der der Vergütungsanspruch 1 
besteht, erwirbt der Beamte während eines | 
Zeitraums von höchstens 5 Jahren weiter- 
hin Ruhegehaltsansprüche nach dem seiner 
Besoldungsgruppe und seiner Dienstalters- 
stufe entsprechenden Gehalt, sofern in die- 
ser Zeit die im Statut vorgesehenen Bei- 
träge geleistet werden. Für die Anwen- 
dung der Bestimmungen in Anhang VIII 
Artikel 5 des Statuts gilt diese Zeit als 
Dienstzeit. 

Wird der Beamte von einem Organ der Eu- . 
ropäischen Gemeinschaften erneut einge- | 
stellt und erwirbt er dadurch neue Ruhege- ! 
haltsansprüche, so finden auf ihn während i 
dieser neuen Dienstzeit die Bestimmungen 
des Absatzes 1 keine Anwendung. Der 
Beamte kann jedoch beantragen, daß für 
den zum Zeitpunkt seiner Wiedereinstel- 
lung noch verbleibenden Teil des in Ab- 
satz 1 genannten Zeitraums sein Beitrag zur ; 
Versorgungsordnung und seiner Ruhege- | 


haltsansprüche anhand des Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe und der Dienstalters- 
stufe berechnet werden, die er bei seiner 
früheren Tätigkeit erreicht hatte. 

Für die Anwendung von Artikel 77 des Sta- 
tuts wird er Beamte, der Anspruch auf die 
in Absatz 1 vorgesehene Vergütung hat, 
dem Beamten gleichgestellt, der aus dienst- 
lichen Gründen seiner Stelle enthoben ist. 
Nach Ablauf dieser Zeit hat der Beamte, 
sofern er das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
Anspruch auf Ruhegehalt, ohne daß die in 
Anhang VIII Artikel 9 des Statuts vorge- 
sehene Kürzung vorgenommen wird. 

Bei der Festsetzung der Hinterbliebenen- 
versorgung, auf welche die Witwe eines 
Beamten Anspruch hat, der während dieser 
Zeit verstirbt, findet Artikel 79 Absatz 2 
des Statuts Anwendung. 

8. Hat der Beamte nach den vorstehenden 
Vorschriften vor Vollendung des 60. Le- 
bensjahres Anspruch auf Ruhegehalt er- 
worben, so hat er für jedes unterhaltsbe- 
rechtigte Kind im Sinne von Anhang VII 
Artikel 2 des Statuts sowie für jedes unter- 
haltsberechtigte Kind im Sinne von Ar- 
tikel 2 Absatz 2 dieses Anhangs Anspruch 
auf die Zulage für unterhaltsberechtigte 
Kinder. 

9. Für die Gewährung der Wiedereinrich- 
tungsbeihilfe braucht der Beamte dem Frist- 
erfordernis gemäß Artikel 6 Absatz 1 Un- 
terabsatz 1 des Anhangs VII des Statuts 
nicht zu genügen. 

10. Für die Anwendung des Artikels 107 des 
Statuts wird der Beamte, der von der in Ar- 
tikel 1 vorgesehenen Maßnahme betroffen 
ist, dem Beamten gleichgestellt, auf den die 
Artikel 41 und 50 des Statuts angewandt 
worden sind. 

11. Statt der in diesem Artikel vorgesehenen 
Vergütung kann der Beamte, auf den eine 
Maßnahme zum endgültigen Ausscheiden 
aus dem Dienst angewandt worden ist, zum 
Zeitpunkt des Ausscheidens die Zahlung 
einer einmaligen Entschädigung in Höhe 
von zwei Dritteln des Gesamtbetrags der 
Vergütungen beantragen, auf die er nach 
Maßgabe dieses Artikels Anspruch gehabt 
hätte. 

In diesem Fall sind Absatz 1 bis 6 und 7 
Unterabsatz 1, 2, 4 und 5 dieses Artikels 
nicht anwendbar. 

12. Die Steuer auf die vorstehend vorgesehene 
Vergütung bestimmt sich nach Maßgabe der 
Verordnung Nr. 260/68 des Rates zur Fest- 
legung der Bestimmungen und des Verfah- 
rens für die Erhebung der Steuer zugun- 
sten der Europäischen Gemeinschaften." 


5 



Drucksache VI/2240 


Deutscher Bundestag 


Artikel 3 ^ 

1. Der Beamte, der von einer in Artikel 101 b ■ 
vorgesehenen Maßnahme betroffen ist und | 
keine 15 Dienstjahre vollendet hat, kann 
endgültig auf die Geltendmachung seiner : 
Versorgungsansprüche verzichten. In die- 
sem Fall erhält er eine Abfindung, die sich [ 
nach Maßgabe des Artikels 12 des Anhangs 
VIII zum Statut errechnet. Die Bestimmun- 
gen des Artikels 2 Absätze 7 und 8 dieser 

Verordnung finden keine Anwendung. 

Für die Anwendung der Bestimmungen des 
Artikels 12 Buchstabe c des Anhangs VIII 
zum Statut rechnet zur tatsächlich abgeleiste- 
ten Dienstzeit auch die Zeit, in der der Be- 
amte Anspruch auf die in Artikel 2 vorge- 
sehene Vergütung hat, sowie die Zeit, die 
ihm gegebenenfalls nach Artikel 2 Absatz 10 
angerechnet wird. 

2. Der Beamte, der die Anwendung der in Ab- 
satz 1 vorgesehenen Bestimmungen wählt, 
muß dies innerhalb von 6 Monaten nach Be- : 
kanntgabe der in Artikel 101 b vorgesehenen ; 
Maßnahme mitteilen; nach Ablauf dieser ' 
Frist ist eine solche Wahl ausgeschlossen. 

Beträge, die gegebenenfalls vor Anwendung 
der Bestimmungen dieses Artikels als Ruhe- ' 
gehalt gezahlt worden sind, werden auf die 
in Absatz 1 vorgesehene Abfindung ange- 
rechnet. 


A r t i k e 1 2 

Die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen ; 

Bediensteten der Gemeinschaften werden wie folgt 

geändert: I 

! 

I 

1. Titel 1 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 1 

Artikel 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Diese Beschäftigungsbedingungen gelten für 
jeden Bediensteten, der von einer der Gemein- ■ 
schäften durch Vertrag eingestellt wird." 

Dieser Bedienstete ist: 

— Bediensteter auf Zeit, 

— Hilfskraft, 

— örtlicher Bediensteter, 

— Sonderberater, 

— wissenschaftlicher oder technischer Bedien- : 
steter oder Verwaltungsbediensteter, der aus ; 
Forschungs- und Investitionsmitteln besol- 1 
det wird, 

wissenschaftlicher oder technischer Beamter, 
der aus Forschungs- und Investitionsmitteln ^ 
besoldet wird oder 
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— Generaldirektor der Gemeinsamen For- 
schungsstelle." 

2. Artikel 4 

In Artikel 4 wird der zweite Absatz gestrichen. 

3. Artikel 5 a 

Nach Artikel 5 wird ein Artikel 5 a mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„Wissenschaftlicher oder technischer Bedienste- 
ter oder Verwaltungsbediensteter, der aus For- 
schungs- und. Investitionsmitteln besoldet wird, 
im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist 
ein Bediensteter, der zur Verrichtung von Tätig- 
keiten, die wissenschaftliche und technische Fä- 
higkeiten oder Verwaltungskenntnisse erfor- 
dern, eingestellt wird und aus den Forschungs- 
und Investitionsmitteln besoldet wird." 

4. Artikel 5 b 

Nach Artikel 5 a wird ein Artikel 5 b mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„Wissenschaftlicher oder technischer Berater im 
Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist ein 
Bediensteter, der wegen seiner außergewöhn- 
lichen Fähigkeiten eingestellt wird, um be- 
stimmte sehr hochqualifizierte Aufgaben auf 
wissenschaftlichem und technischem Gebiet zu 
• verrichten und aus Forschungs- und Investi- 
tionsmitteln besoldet wird." 


5. Titel II 

Bedienstete auf Zeit 

Artikel 10 

Absatz 4 und 5 werden gestrichen. 


6. Titel VI 

Atomanlagenbedienstete 

Titel VI mit der Überschrift „Atomanlagenbe- 
dienstete" erhält folgende Fassung: 

„Titel VI 

Wissenschaftliche und technische Be- 
dienstete, die aus Forschungs- und In- 
vestitionsmitteln besoldet werden." 

Kapitel 1 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 84 

1. Mit den unter Artikel 5 a fallenden Bedien- 
steten, die mit der Ausführung von Aufga- 
ben der Laufbahngruppen A oder B gemäß 
Artikel 86 beauftragt sind, werden Verträge 
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auf bestimmte Dauer geschlossen, die fünf 
Jahre nicht überschreiten dürfen. Nach Ab' 
lauf dieses Zeitraums ist das Beschäftigungs- 
verhältnis dieser unter Artikel 5 a fallenden 
Bediensteten zu beenden. 

Während der 2 Jahre, die auf die Anwen- 
dung des Artikels 41 auf aus Forschungs- | 
und Investitionsmitteln besoldete Beamte 
der Laufbahngruppen A und B folgen, darf 
ein Bediensteter nur nach Stellungnahme des 
Paritätischen Ausschusses eingestellt wer- 
den. 

2. Mit den unter Artikel 5 a fallenden Bedien- 
steten, die mit der Ausführung von Aufga- 
ben der Besoldungsgruppe C oder D gemäß 
Artikel 86 beauftragt sind, werden Verträge 
auf unbestimmte Dauer geschlossen; in be- 
stimmten Fällen können Verträge auf be- 
stimmte Dauer geschlossen werden, sofern 
die zu erfüllenden Aufgaben dieses rechtfer- 
tigen." 

Artikel 85 

1. Die Aufgaben der wissenschaftlichen oder 
technischen Bediensteten und der Verwal- 
tungsbediensteten, die aus Forschungs- und 
Investitionsmitteln besoldet werden, werden 
in vier Kategorien zusammengefaßt, die in 
Gruppen unterteilt sind. 

Innerhalb jeder Gruppe werden die Bedien- 
steten in fünf Klassen eingestuft. Die Ein- 
stufung geschieht unter Berücksichtigung 
ihrer Fähigkeiten und ihrer Berufserfahrung. 
Die Zuordnung zwischen den Grundamtsbe- 
zeichnungen und den Gruppen ergibt sich 
aus folgender Übersicht: 


Kate- Gruppe 
gone 

Tätigkeit 

A ' I 

i 

— Bediensteter, der eine 
wissenschaftliche 
oder technische Ein- 
heit oder Verwal- 
tungseinheit der höch- 
sten Stufe leitet; 

— Bediensteter, der mit 
Studien von höchstem 
Niveau betraut ist; 

11 1 

— Bediensteter, der eine 
wissenschaftliche 
oder technische oder 
Verwaltungseinheit 
leitet; 

' ! 

— Bediensteter, der mit 
wichtigen Studien be- 
traut ist; 

III 1 

— Bediensteter, der ein 
wissenschaftliches 
oder technisches oder 

1 Verwaltungs-Haupt- 


Kate- 

gorie 

Gruppe 

Tätigkeit 

i 

i 

; 

. 

j 

referat oder Referat 
leitet; 

— Bediensteter, der mit 
Referenten- oderKon- 
trol lauf gaben betraut 
ist. 

B 

IV 

i 

— Bediensteter mit Sach- 
bearbeitertätigkeit, 
der im Rahmen allge- 
meiner Weisungen 
sehr schwierige und 
komplizierte Arbeiten 
ausführt; 

1 

i 

i 

V i 

! 

i 

i 

— Bediensteter mit Sach- 
bearbeitertätigkeit, 
der im Rahmen allge- 
meiner Weisungen 
schwierige und kom- 
plizierte Arbeiten 
ausführt; 

j 

! 

VI 1 

! 

! 

— Bediensteter mit Sach- 
bearbeitertätigkeit, 
der im Rahmen allge- 
meiner Weisungen 
laufende Arbeiten 
ausführt. 

1 C ■ 

j 1 

VII 

— Erfahrener Bedienste- 
ter, der mit der Aus- 
führung von techni- 
schen oder Büroarbei- 
ten beauftragt ist; 


VIII 

1 — Bediensteter, der ein- 
fache technische oder 
; Büroarbeiten aus- 

1 führt; 


IX 

i 

1 

1 — Bediensteter, der ein- 
fache technische oder 
^ Büroarbeiten aus- 

führt, die lediglich 
ä eine Anlernausbil- 

dung erfordern. 

D 

X 

j — Bediensteter, der Ar- 
beiten ausführt, die 
besondere Sorgfalt 
erfordern; 


XI 

i 

j — Bediensteter, dem 
' einfachere oder rou- 

tinemäßige Arbeiten 
übertragen sind; 


1 XU 

i 

— Bediensteter ohne 
Ausbildung. 


2. Im Vertrag des Bediensteten ist anzugeben, 
in weicher Gruppe und Klasse er eingestellt 
wird. 
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Die Einstufung des Bediensteten kann durch 
Beschluß der zum Abschluß des Vertrages 
ermächtigten Behörde geändert werden. Be- 
gründet sich dieser Beschluß auf das Ver- 
dienst und den beruflichen Wert des Bedien- 
steten, so hat er die Einstufung in eine 
höhere Klasse innerhalb der Gruppe zur 
Folge; begründet er sich auf die Zuweisung 
einer Tätigkeit in einer höheren Gruppe, so 
hat er die Einstufung in diese höhere Gruppe 
zur Folge. 

Diese Einstufungsänderungen erfordern den 
Abschluß eines Zusatzvertrages zum Einstel- 
lungsvertrag; sie werden nach einer Abwä- 
gung der Verdienste vorgenommen. Uber die 
Berufs- und Fachkenntnisse, die Leistung und 
die dienstliche Führung des Bediensteten 
wird in regelmäßigen Zeitabständen ein Be- 
richt erstellt. 

3. Artikel 94 des Statuts betreffend die Veröf- 
fentlichungen, Mitteilungen, Erfindungen 
und Prämien für patentierte Erfindungen, 
sowie die Artikel 99, 100 und 101 des Statuts 
über die Prämie für außergewöhnliche 
Dienstleistungen, die Entschädigung für be- 
sonders beschwerliche Arbeiten und Über- 
stunden gelten für die wissenschaftlichen 
und technischen sowie die Verwaltungs-Be- 
diensteten, die aus Forschungs- und Investi- 
tionsmitteln besoldet werden, 

4. Artikel 93 des Statuts über die besonderen 
finanziellen Vorteile gilt für die Bedienste- 
ten der Kategorie A Gruppe I entsprechend. 

Kapitel 2 

Rechte und Pflichten 
und Einstellungsbedingungen 

Artikel 86 

• 

Artikel 11 bis 13 der Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten über die 
Rechte und Pflichten, die Einstellungsbedingun- 
gen und die ärztlichen Einstellungsuntersuchun- 
gen finden Anwendung. 

Auf den aus Forschungs- und Investitionsmit- 
teln besoldeten Bediensteten, mit dem ein Ver- 
trag auf unbestimmte Dauer geschlossen worden 
ist, findet jedoch Artikel 85 Absatz 2 des Statuts 
Anwendung. 

Artikel 87 

1. Von dem Bediensteten kann die Ableistung 
einer Probezeit verlangt werden. Diese be- 
trägt für die Bediensteten der Kategorien A 
und B neun Monate, für die Bediensteten der 
übrigen Kategorien sechs Monate. 

2. Einen Monat vor Ablauf der Probezeit ist ein 
Bericht über die Befähigung des Betreffen- 
den zur Wahrnehmung der mit seiner Tätig- 


keit verbundenen Aufgaben sowie über seine 
dienstlichen Leistungen und seine dienstli- 
che Führung abzugeben. Der Bericht wird 
dem Betreffenden mitgeteilt; er kann schrift- 
lich dazu Stellung nehmen. Hat der Bedien- 
stete keine hinreichenden beruflichen Fähig- 
keiten gezeigt, so wird er entlassen. 

Bei offenbar mangelnder Eignung kann ein 
Bericht auch vor dem in Unterabsatz 1 ge- 
nannten Termin abgegeben werden. Dieser 
Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt; er 
kann schriftlich dazu Stellung nehmen. Auf 
Grund dieses Berichts kann das Beschäfti- 
gungsverhältnis mit dem Bediensteten vor 
Ablauf der Probezeit unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Monat gelöst 
werden, doch darf die Dienstzeit die normale 
Dauer der Probezeit nicht überschreiten. 

Der Bedienstete, dessen Beschäftigungsver- 
hältnis auf Grund der vorstehenden Vor- 
schriften beendet wird, erhält eine Entschä- 
digung in Höhe von zwei Monatsgehältern, 
wenn er eine Dienstzeit von mindestens 
6 Monaten, und von einem Monatsgrundge- 
halt, wenn er eine Dienstzeit von weniger 
als 6 Monaten bei dem Organ abgeleistet hat. 

Artikel 88 

1. Dem Bediensteten, mit dem ein Vertrag auf 
unbestimmte Dauer geschlossen worden ist, 
kann in Ausnahmefällen auf Antrag unbe- 
zahlter Urlaub aus persönlichen Gründen ge- 
währt werden. 

2. Die Höchstdauer dieses Urlaubs beträgt ein 
Jahr; Artikel 15 bleibt unberührt. 

Der Urlaub kann zweimal um je ein Jahr 
verlängert werden. 

3. Während des Urlaubs ist der Bedienstete 
von den Rechtsvorteilen gemäß Artikel 92 
Absatz 1 Unterabsatz 3 ausgeschlossen; seine 
Zugehörigkeit zu den in den Artikeln 72 
und 73 vorgesehenen Einrichtungen der so- 
zialen Sicherheit und die Deckung der ent- 
sprechenden Risiken sind unterbrochen. 

4. Für den Urlaub aus persönlichen Gründen 
gelten folgende Vorschriften: 

a) er wird auf Antrag des Bediensteten 
durch die zum Abschluß der Dienstver- 
träge gemäß Artikel 5 Absatz a der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonsti- 
gen Bediensteten ermächtigte Behörde 
gewährt; 

b) eine Verlängerung ist spätestens zwei 
Monate vor Ablauf des Urlaubs zu be- 
antragen; 

c) nach Ablauf des Urlaubs aus persönlichen 
Gründen kann dem Bediensteten unter 
Berücksichtigung der dienstlichen Erfor- 
dernisse und der verfügbaren Mittel die 
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Wiederaufnahme seiner Tätigkeit gestat- 
tet werden." 

Artikel 89 

Ein Bediensteter, der zur Ableistung des gesetz- 
lich vorgeschriebenen Grundwehrdienstes her- 
angezogen wird, an Wehrübungen teilzunehmen 
udL oder zu einem anderen Wehrdienst einbe- 
rufen wird, erhält eine „Beurlaubung zum Wehr- 
dienst". Die Rechtsvorteile aus seinem Dienst- 
vertrag werden für die Dauer dieses Urlaubs 
ausgesetzt. 

Kapitel 3 

Arbeitsbedingungen, Bezüge 
und Kostenerstattung 

Artikel 90 

Artikel 55 bis 61 des Statuts über die Arbeits- 
zeit, die Überstunden, die Dienstbereitschaft zu j 
Hause oder am Arbeitsplatz, den Urlaub, die 


vorbeugende ärztliche Untersuchung, das uner- 
laubte Fernbleiben vom Dienst und die Feier- 
tage finden Anwendung. 

Artikel 91 

1. Die Bezüge des Bediensteten umfassen ein 
Grunuyelidil, Familienzulagen und andere 
Zulagen. 

Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 85 
Absatz 2 Unterabsatz 2 und 3 bleibt der Be- 
dienstete während der gesamten Dauer sei- 
nes Beschäftigungsverhältnisses in der in 
seinem Einstellungsvertrag vorgesehenen 
Vergütungsklasse. 

Nach jeweils 2 Dienstjahren erhöht sich das 
Grundgehalt des Bediensteten um 3,5 v. H. 
des in seinem Vertrag bestimmten Grundge- 
halts. 


2. Die Grundgehälter werden nach folgender 
Tabelle festgesetzt: 


Kategorie 

Gruppe 



Klasse 



1 : 

2 

1 3 i 

4 

! 5 


I 

80 000 

90 000 

100 000 

110 000 

120 000 

A 

II 

50 000 

57 000 

64 000 

71 000 

78 000 


III 

26 000 

30 500 

35 000 

39 500 

44 000 


IV 

35 000 

39 000 

43 000 

47 000 

51 000 

B 

V 

27 000 

30 000 

33 000 

36 000 

39 000 


VI 

j 18 000 

20 300 

22 600 

24 900 

27 200 


VII 

1 

19 500 

21 700 

23 900 

26 100 

28 300 

C 

VIII 

1 16 000 

17 600 

19 200 

20 800 

22 400 


IX 

! 12 200 

13 400 

14 600 

15 800 

17 000 


X 

16 600 

17 700 

18 800 

19 900 

21 000 

D 


! 13 000 

13 900 

14 800 

15 700 

16 600 


1 XII 

10 600 

11 200 

11 800 

12 400 

13 000 


3. Artikel 17 Absatz 1 über den unbezahlten 
Urlaub findet Anwendung auf den Bedien- 
steten, mit dem ein Vertrag auf bestimmte 
Dauer geschlossen worden ist. Artikel 91 
Absatz 1 Unterabsatz 3 findet während des 
Urlaubs keine Anwendung auf den Bedien- 
steten, 

4. Artikel 22, 23 und 24 über den unbezahlten 
Urlaub, die Beurlaubung zum Wehrdienst, 
die Erstattung bestimmter Kosten, die Er- 
stattung der Umzugskosten und die Einrich- 
tungsbeihilfe finden Anwendung. 


Artikel 63 und 64 über die Währung, in der 
die Bezüge ausgedrückt werden, und über 
den Berichtigungskoeffizienten finden An- 
wendung. Die Beschlüsse gemäß Artikel 65 
des Statuts über das Besoldungsniveau fin- 
den in gleicher Weise Anwendung auf -die 
Grundgehälter gemäß Artikel 91 Absatz 2 
der Beschäftigungsbedingungen für die son- 
stigen Bediensteten. 

Artikel 67, 69 und 70 über die Familienzula- 
gen, die Auslandszulage und die Bezüge im 
Todesfall finden Anwendung. 
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Artikel 92 

Artikel 1, 2, 3, 4, 4 a und 10 des Anhangs VII 
zum Statut über die Einzelheiten für die Ge- 
währung der Familienzulagen, der Auslandszu- 
lagen, der vorübergehenden Pauschalzulage und 
des Tagegelds finden Anwendung. 

Artikel 93 

Artikel 85 des Statuts und Artikel 14, 14 h, 15, 
16 und 17 des Anhangs VII zum Statut über die 
Rückforderung zuviel gezahlter Beträge, die 
Aufwandskosten, die Wohnungskosten und die 
Zahlung der Bezüge finden Anwendung. 

Artikel 94 

Artikel 26 über die Erstattung der Kosten der 
jährlichen Urlaubsreise findet Anwendung. 

Artikel 95 

1. Durch besondere Verfügung der Anstel- 
lungsbehörde kann dem Bediensteten eine 
Mietzulage gewährt werden, die 20 v. H. 
des Grundgehalts des Bediensteten nicht 
überschreiten darf. 

2. Einem Bediensteten, dessen Tätigkeit häu- 
fig Fahrten in seinem privaten Kraftfahr- 
zeug erfordert, kann durch Verfügung der 
in Artikel 6 Absatz 1 genannten Behörde 
als pauschale Erstattung der Kosten für 
Fahrten innerhalb des Ortes seiner dienst- 
lichen Verwendung eine Vergütung ge- 
währt werden, die 3000 bfrs monatlich nicht 
überschreiten darf. 

Kapitel 4 
Soziale Sicherheit 

Artikel 96 

Artikel 28 bis 38 und 41, 43 und 44 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten über die Sicherung bei Krankheit 
und Unfällen, die Sozialleistungen, die Siche- 
rung im Invaliditäts- und Todesfall und die 
Finanzierung der Einrichtungen der sozialen 
Sicherheit finden Anwendung. 

Kapitel 5 

Ruhegehalt, Abgangsgeld und 
Ubergangsentschädigung 

Artikel 97 

1. Der Bedienstete hat unter den Vorausset- 
zungen des Titels V Kapitel 3 des Statuts 
und des Anhangs VIII zum Statut Anspruch 
auf ein Ruhegehalt oder ein Abgangsgeld. 


Der Ruhegehaltsanspruch besteht, auch 
ohne daß das Erfordernis der Mindestdienst- 
zeit nach Artikel 77 des Statuts erfüllt ist. 
Hat der Bedienstete weniger als 10 Dienst- 
jahre vollendet, so kann er endgültig auf 
die Geltendmachung der Ruhegehaltsan- 
sprüche verzichten. 

2. Der Bedienstete kann beantragen, daß das 
Organ unter den vom Organ festzulegenden 
Bedingungen die Beträge zahlt, die er gege- 
benenfalls zur Begründung oder Aufrecht- 
erhaltung seiner Ruhegehaltsansprüche in 
seinem Herkunftsland abzuführen hat. 

Diese Zahlungen gehen zu Lasten des 
Haushalts der Gemeinschaften, aus dem er 
besoldet wird; übersteigen sie 12 v. H. sei- 
nes Grundgehalts, wird der Unterschieds- 
betrag von seinen Bezügen einbehalten. 

Hat der Bedienstete Anspruch auf Ruhege- 
halt, so vermindert sich sein Ruhegehalts- 
anspruch anteilig entsprechend dem Betrag 
der Zahlungen gemäß vorstehenden Bestim- 
mungen. 

Wird dem Bediensteten das Abgangsgeld 
gezahlt, scf vermindert sich dieses um den 
Betrag der Zahlungen gemäß vorstehenden 
Bestimmungen. 

3. Zur Anwendung des Artikels 3 des An- 
hangs VIII zum Statut gilt die Dauer der 
Dienstleistung als Bediensteter als Dienst- 
zeit im Sinne von Buchstabe c dieses Arti- 
kels. 

Artikel 98 

Ein Bediensteter, dessen Beschäftigungsverhält- 
nis gemäß Artikel 100 Absatz 1 beendet ist 
und der endgültig aus den Diensten der Ge- 
meinschaften ausscheidet, hat für jedes abge- 
leistete Dienstjahr Anspruch auf eine Uber- 
gangsentschädigung in Höhe von 16 v. H. des 
letzten Jahresgrundgehalts zuzüglich Zins und 
Zinseszins in Höhe von 3,5 v. H. jährlich. 

Diese Entschädigung wird nicht gezahlt, wenn 
das Beschäftigungsverhältnis von dem Organ 
gemäß Artikel 49, 50 und 87 Absatz 2 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten sowie Artikel 51 des Statuts gelöst 
wird. 


Kapitel 6 

Beschwerdeweg und Rechtsschutz 
und Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses 

Artikel 99 

Die Vorschriften der Titel VI und VII des Sta- 
tuts über die Disziplinarordnung und über den 
Beschwerdeweg und den Rechtsschutz finden 
Anwendung. 
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Artikel 100 

I. Das Beschäftigungsverhältnis des Bedien- 
steten endet: 

1. bei Verträgen mit unbestimmter Dauer: 

a) nach Ablauf der im Vertrag festge- 
legten Kündigungsfrist; diese be- 
trägt einen Monat für jedes abge- 
leistete Dienstjahr; sie darf nicht we- 
niger als 2 Monate und nicht mehr 
als 8 Monate betragen, sofern die 
Kündigung vom Organ ausgespro- 
chen wird; sie beträgt einen Monat, 
sofern die Kündigung von dem Be- 
diensteten ausgesprochen wird; 

b) am Ende des Monats, in dem der 
Bedienstete das 65. Lebensjahr voll- 
endet hat; 

2. bei Verträgen mit bestimmter Dauer; 

a) zu dem im Vertrag festgelegten 
Zeitpunkt; 

b) nach Ablauf der im Vertrag festge- 
legten Kündigungsfrist, wenn der 
Vertrag eine Klausel enthält, derzu- 
folge der Bedienstete oder das Or- 
gan den Vertrag vor Ablauf kündi- 
gen kann. Die Kündigungsfrist be- 
trägt einen Monat für jedes abge- 
leistete Dienstjahr; sie darf nicht we- 
niger als 2 Monate betragen; 

3. unter den in Artikel 87 Absatz 2 genann- 
ten Voraussetzungen. 

II. Die Kündigung gemäß Absatz 1 Unterab- 
sätze 1 a und 2 b kann nur nach Stellung- 
nahme des Paritätischen Ausschusses und 
aus zwingenden verwaltungsmäßigen Grün- 
den, wie Verringerung der Zahl der Plan- 
stellen oder erhebliche Herabsetzung der 
Gesamtmittel, ausgesprochen werden. 

IIL Abweichend von den Vorschriften unter 
Buchstaben a und b des Absatzes I, 1 endet 
das Beschäftigungsverhältnis des Bedien- 
steten, der sich am Tage, an dem sein Be- 
schäftigungsverhältnis nach diesen Vor- 
schriften enden würde, in Krankheitsurlaub 
befindet, am letzten Tage des Monats, in 
welchem sein Krankheitsurlaub abgelau- 
fen ist. 

Abweichend von den Vorschriften unter 
Buchstaben a und b des Absatzes I, 1 kann 
einer Bediensteten, die sich im Mutter- 
schaftsurlaub befindet, während der an die- 
sen Urlaub anschließenden 6 Monate nicht 
gekündigt werden. 

Artikel 101 

Artikel 48 Absatz 2 Unterabsatz d und Arti- 
kel 50 der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten über die fristlose Kün- 


digung des Vertrages und Artikel 51 des Sta- 
tuts über Entlassung wegen unzulänglicher 
fachlicher Leistungen finden Anwendung." 

7. Titel VI a 

Nach Titel VI wird ein Titel VI a mit folgen- 
der Überschrift eingefügt; „Der Generaldirek- 
tor der Gemeinsamen Forschungsstelle"; die- 
ser Titel erhält folgenden Wortlaut: 

„Titel VI a 

Der Generaldirektor 
der Gemeinsamen Forschungsstelle 

Artikel 102 

Der Generaldirektor der Gemeinsamen For- 
schungsstelle wird durch einen Vertrag mit 
einer Höchstdauer von vier Jahren eingestellt, 
der verlängert werden kann und dessen Be- 
stimmungen im direkten Einvernehmen zwi- 
schen dem Betreffenden und der Kommission 
festgelegt werden. 

Ist der Generaldirektor der Gemeinsamen For- 
schungsstelle ein Beamter der Gemeinschaften, 
so wird er im dienstlichen Interesse gemäß Arti- 
kel 37 des Statuts abgeordnet. Es wird mit ihm 
nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes ein 
Vertrag geschlossen." 

8. Titel VI b 

Nach Titel VI a wird ein Titel VI b mit folgender 
Überschrift eingefügt: „Die wissenschaftlichen 
und technischen Berater, die aus Forschungs- 
und Investitionsmitteln besoldet werden"; die- 
ser Titel erhält folgenden Wortlaut: 

„Titel VI b 

Die wissenschaftlichen und technischen Berater, 
die aus Forschungs- und Investitionsmitteln 
besoldet werden 


Artikel 103 

Der wissenschaftliche oder technische Berater 
wird durch Vertrag, mit bestimmter oder unbe- 
stimmter Dauer eingestellt, dessen Bestimmun- 
gen im unmittelbaren Einvernehmen zwischen 
dem Betreffenden und der in Artikel 6 Absatz 1 
genannten Behörde festgelegt werden. 


Artikel 104 

Artikel 11, 12 Absatz 1, Artikel 14, 16 Absatz 1, 
Artikel 17, 19, 22, 23 Absätze 1 und 2, und Ar- 
tikel 25 Absatz 2 des Statuts über die Rechte 
und Pflichten der Beamten und Artikel 90 und 
91 des Statuts über den Beschwerdeweg und 
Rechtschutz finden Anwendung." 
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9. In Titel VII ,, Übergangsvorschriften" werden 
die Artikel 99 bis 101 die Artikel 105 bis 107. 

10. In Titel VIII „Schlußvorschriften" werden die 
Artikel 102 und 103 die Artikel 108 und 109. 


KAPITEL II 

Übergangsbestimmungen 
Artikel 3 

1. Um den besonderen Erfordernissen Rechnung zu 
tragen, die sich aus der Annahme von For- 
schungsprogrammen ergeben können, die zu 
einer Verminderung der Anzahl der aus For- 
schungs- und Investitionsmitteln besoldeten Plan- 
stellen führen, wird die Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften ermächtigt, im Rahmen 
der Anzahl der weggefallenen Planstellen gegen- 
über denjenigen Beamten, die aus Forschungs- 
und Investitionsmitteln besoldet werden, Maß- 
nahmen zur Versetzung dieser Beamten auf freie 
Planstellen des Verwaltungshaushalts zu treffen, 
die den Besoldungsgruppen entsprechen, welche 
die Betreffenden in ihren alten Planstellen er- 
reicht hatten. In dieser Besoldungsgruppe werden 
sie in diejenige Dienstaltersstufe eingestuft, die 
sie in der alten Besoldungsgruppe erreicht hat- 
ten; das Dienstalter in der Besoldungsgruppe und 
in der Dienstaltersstufe bleibt das gleiche wie 
vor der Versetzung. 

Aus den gleichen Gründen wird die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften ermächtigt, 
gegenüber den wissenschaftlichen und techni- 
schen Beamten, die aus Forschungs- und Investi- 
tionsmitteln besoldet werden, Maßnahmen zur 
Versetzung von der wissenschaftlichen Laufbahn 
in die Verwaltungslaufbahn zu treffen. In diesem 
Falle werden sie in die Besoldungsgruppe und 
die Dienstaltersstufe eingestuft, die sie in ihrer 
alten Laufbahn erreicht hatten. Das Dienstalter in 
der Besoldungsgruppe und in der Dienstalters- 
stufe bleibt das gleiche wie vor der Versetzung. 

2. Die Vorschriften des Titels VIII des Statuts gel- 
ten nicht mehr für die Beamten, auf die eine in 
Absatz 1 genannte Maßnahme angewendet wor- 
den ist. 

3. Die Anstellungsbehörde bestimmt die Art der 
Planstellen, auf welche die Maßnahmen nach Ab- 
satz 1 Anwendung finden. 

Die Anstellungsbehörde stellt nach Stellungnah- 
me des Paritätischen Ausschusses unter Berück- 
sichtigung des dienstlichen Interesses und der 
Fähigkeiten der Beamten das Verzeichnis derje- 
nigen Beamten fest, auf die diese Maßnahmen 
Anwendung finden. 


Artikel 4 

Während eines Zeitraumes von 6 Monaten seit 
Inkrafttreten dieser Verordnung kann ein Beamter 


1 der Laufbahngruppe C oder D, der aus Forschungs- 
1 und Investitionsmitteln besoldet wird, schriftlich 
beantragen, daß auf ihn die Vorschriften des 
Titels VI der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten in der durch diese Verord- 
nung geänderten Fassung Anwendung finden. 

In diesem Falle kann die Anstellungsbehörde dem 
Betreffenden den Abschluß eines Einstellungsvertra- 
■ ges im Sinne des Artikels 5 a der Beschäftigungs- 
bedingungen Vorschlägen. 

Der Betreffende ist nicht verpflichtet, die in Arti- 
, kel 87 der Beschäftigungsbedingungen für die son- 
stigen Bediensteten vorgesehene Probezeit abzu- 
leisten. Vermögensrechtliche Ansprüche, die im Sta- 
tut bei dem endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst 
vorgesehen sind, kann der Betreffende hieraus nicht 
I herleiten. 

Bei der Anwendung der Artikel 97 und 98 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Gemeinschaften werden die Dienst- 
jahre berücksichtigt, die der Betreffende als Beamter 
oder sonstiger Bediensteter der Gemeinschaften ab- 
I geleistet hat, sofern er für diese Dienstzeiten die 
! vorgesehenen Beiträge zur Versorgungsregelung 
. geleistet hat. 

I Artikels 

i 

1. Der Atomanlagenbedienstete und der örtlich Be- 
dienstete der GFS, der sich bei Inkrafttreten die- 
ser Verordnung im Dienst befindet, muß von der 
in Artikel 6 Absatz 1 der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten der Ge- 
meinschaften genannten Behörden aufgefordert 
werden, einen Einstellungsvertrag unter den in 

' Titel VI dieser Beschäftigungsbedingungen ge- 
nannten Voraussetzungen abzuschließen. Der 
Vertrag wird mit dem Tage des Inkrafttretens 
dieser Verordnung wirksam. 

2. Dem Betreffenden wird ein Grundgehalt gezahlt, 
dessen Betrag so bemessen ist, daß seine Netto- 
vergütung mindestens der vor dem Abschluß des 
neuen Vertrages gezahlten Nettovergütung ent- 
spricht. Dieses Grundgehalt muß mindestens 
ebenso hoch sein, wie das Grundgehalt eines 
Beamten, der die gleiche Tätigkeit bei gleichen 
Berufs- und Fachkenntnissen, gleicher Leistung 
und gleichem Dienstalter ausübt. 

Bei der Anwendung von Artikel 91 Absatz 1 
Unterabsatz 3 der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten darf der zwei- 
jährliche Steigerungsbetrag des Bediensteten 
nicht unter dem zwei jährlichen Steigerungs- 
betrag der Dienststufe liegen, auf die er in der 
Gruppe Anspruch gehabt hätte, in' die er nach 
seinem früheren Vertrag eingestuft war. 

Das Grundgehalt des Bediensteten wird nach 
Stellungnahme des Paritätischen Ausschusses 
I festgesetzt. 

Zur Anwendung dieser Vorschriften sind die 
! Bezüge, auf die der Betreffende auf Grund seiner 
alten Regelung Anspruch gehabt hätte, ein 
I Zwölftel des Gesamtbetrages der Jahresbezüge 
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nach Abzug der Gemeinschaftsteuer und der ’ 
Beiträge zu den nationalen Versorgungs- und 
Sozialversicherungsregelungen. 

Die Familienzulagen, die bei der Anwendung der i 
vorstehenden Vorschriften berücksichtigt wer- | 
den, sind diejenigen, die der Bedienstete nach 
der alten Besoldungsregelung im ersten Monat 
nach Abschluß seines neuen Vertrages erhalten 
hätte, wenn er in diesem Augenblick dieselben 
Familienlasten zu tragen hätte wie in dem be- I 
treffenden Monat. 

3 . Wird ein Atomanlagenbediensteter oder ört- 
licher Bediensteter als Bediensteter nach Arti- 
kel 5 a der Beschäftigungsbedingungen für die | 
sonstigen Bediensteten auf Grund dieses Arti- ; 
kels eingestellt, so hat er die in Artikel 34 des 
Statuts vorgesehene Probezeit nicht abzuleisten. ■ 

4. Lehnt ein Atomanlagenbediensteter das Angebot 

nach Absatz 1 dieses Artikels ab, so hat er: ^ 

a) abweichend von den Vorschriften der Arti- i 
kel 79 und 98 Absatz 2 der Beschäftigungs- | 
Bedingungen für die sonstigen Bediensteten | 
sowie abweichend von den von der Kom- i 
mission gemäß Artikel 79 dieser Beschäf- ! 
tigungsbedingungen festgelegten Beschäfti- | 
gungsbedingungen für die örtlichen Bedien- ■ 
steten Anspruch auf die Einhaltung einer 1 
Kündigungsfrist von einem Monat für jedes j 


vollendete Dienstjahr, höchstens jedoch auf 
eine Frist von drei Monaten; 

b) Anspruch auf ein Abgangsgeld in Höhe von 
16 V. H. des letzten Jahresgrundgehalts für 
jedes bei den Gemeinschaften abgeleistete 
Dienstjahr, zuzüglich Zins und Zinseszins 
in Höhe von 3,5 v. H. jährlich. 

5. Artikel 107 des Statuts findet auf den Atom- 
anlagenbediensteten Anwendung, der als Be- 
diensteter nach Artikel 5 a der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten in 
Anwendung dieses Artikels eingestellt wird und 
der deswegen ganz oder teilweise auf seine 
Ruhegehaltsansprüche verzichten mußte, die er 
in seinem Herkunftsland erworben hat. 

KAPITEL III 
Schlußvorschriften 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt mit der Verabschiedung 
des mehrjährigen Ubergangsprogramms für For- 
schung in Investition in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Europäische Gemeinschaften 
Statutenbeirat 


Anhang 


Stellungnahme 3/71 des Statutsbeitrats 

zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften 


L I 

Der Statutsbeirat hat auf seiner 15. Sitzung in ] 

Straßburg am 21. und 22. April 1971 den Vorschlags- j 
entwurf der Kommission in der Anlage I zum Doku- j 
ment KOM (70) 1267/8 enthaltenen und der vorlie- | 
genden Stellungnahme als Anlage 1 beigefügten | 

Fassung einstimmig gebilligt. j 

Er ist jedoch der Ansicht, daß folgende Änderungen j 
an diesem Entwurf vorgenommen werden sollten: 

1. Der zweite Erwägungsgrund sollte gestrichen 
werden. 

2. In Artikel 37 des Statuts müßte vorgesehen 
werden, daß der Beamte, der gegebenenfalls mit 
der Ausübung des Amtes des Generaldirektors 
der Gemeinsamen Forschungsstelle beauftragt 
wird, im dienstlichen Interesse abgeordnet wer- 
den kann. 

3. Für Artikel 1 Absatz 7 (Artikel 101 b Absatz 1 
des Statuts) auf Seite 4 des Verordnungsent- 
wurfs wird für den ersten Absatz folgender 
Wortlaut vorgeschlagen: 

„Entsprechen die Tätigkeiten oder Berufs- und 
Fachkenntnisse eines aus Forschungs- und In- 
vestitionsmitteln besoldeten Beamten der Lauf- 
bahngruppe A oder B der wissenschaftlich-tech- 
nischen Laufbahn nicht mehr den neuen Erfor- 
dernissen des Programms, so kann die Anstel- 
lungsbehörde ihn im dienstlichen Interesse nach 
Stellungnahme des Paritätischen Ausschusses j 
seiner Stelle entheben." i 

4. Die Vertreter der Personalvertretungen wün- j 
sehen ferner, daß bei der Berechnung des Ab- | 
gangsgeldes das letzte Grundgehalt und alle j 
sonstigen dieses Gehalt betreffenden Besol- j 
dungsfaktoren als Grundlage genommen werden 
(Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe b des Vorschlags- 
entwurfs). 

In Artikel 1 Absatz 9 (Anhang I-B zum Statut) i 
auf Seite 6 des Verordnungsentwurfs müßte die 
Bezeichnung „Abteilungsleiter" durch eine an- | 
dere Bezeichnung ersetzt werden, damit keine | 
Verwechslung mit der Bezeichnung „Abteilungs- j 
leiter" im Sinne des Anhangs I-A zum Statut j 
entstehen. i 

5. In Artikel 1 Absatz 10 (Anhang IV a zum Statut) I 
Artikel 1 Absatz 8 auf Seite 10 des Verord- j 
nungsentwurfs müßten nach den Worten „Ar- j 
tikel 2 des Statuts" folgende Worte zugefügt j 
werden: „. . . sowie für jedes unterhaltsberech- | 


tigte Kind im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 
dieses Anhangs . . .". 

6. In Artikel 2 Absatz 6 (Artikel 96 der Beschäf- 
tigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten) auf Seite 24 des Verordnungsentwurfs 
müßte es statt „41 bis 44" heißen „41, 43 und 
44". 

7. In Artikel 2 Absatz 6 (Artikel 97 Absatz 2 Un- 
terabsatz 2 der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten) auf Seite 25 des 
Verordnungsentwurfs müßte der Wortlaut wie 
folgt abgefäßt werden: „Diese Zahlungen gehen 
zu Lasten des Haushalts der Gemeinschaften, 
aus dem er besoldet wird; übersteigen sie 12®/o 
seines Grundgehalts, so wird der Unterschieds- 
betrag von seinen Bezügen einbehalten." 

8. In Artikel 2 Absatz 6 (Artikel 100 Absatz I 
Unterabsatz 2 b der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten) auf Seite 26 des 
Verordnungsentwurfs müßten am Schluß die 
Worte „und nicht mehr als 8 Monate" gestri- 
chen werden. 

9. In Artikel 2 Absatz 7 (Artikel 102 der Beschäf- 
tigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten) auf Seite 27 des Verordnungsentwurfs 
müßte ein zweiter Absatz mit folgendem Wort- 
laut angefügt werden: 

„Ist der Generaldirektor der Gemeinsamen For- 
schungsstelle ein Beamter der Gemeinschaften, 
so wird er im dienstlichen Interesse gemäß Ar- 
tikel 37 des Statuts abgeordnet. Es wird mit ihm 
nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes ein 
Vertrag geschlossen." 

10. a) In Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz a auf 
Seite 32 des Verordnungsentwurfs müßten 
die Worte „zwei Monate" ersetzt werden 
durch die Worte „drei Monate". 

b) Im gleichen Artikel und Absatz müßten im ' 
Unterabsatz b auf Seite 32 des Verordnungs- 
entwurfs die Worte „des Jahresgrundge- 
halts" ersetzt werden durch die Worte „des 
letzten Jahresgrundgehalts". 

IL 

1. Auf Antrag der Vertreter der Personalvertretun- 
gen werden dieser Stellungnahme folgende Do- 
kumente beigefügt: 

a) die Anlage II zum Dokument KOM (70) 
1267/8 (Anlage 2), 
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b) das Memorandum des Verbindungsausschus- 
ses der Gew^erkschafts- und Berufsverbände 
des Personals der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 31. März 1971 (Anlage 3). 

Die Vertreter der Personalvertretungen schlie- 
ßen sich den in diesen beiden Dokumenten ent- 
haltenen Bemerkungen und Vorbehalten an. 

2. Die Vertreter der Personalvertretungen wün- 
schen, daß der Vorschlag verordnungsähnlich ge- 
faßt wird wie die Verordnung Nr. 259/68. Ihrer 
Ansicht nach sollten die Bestimmungen des dem 
Rat vorzulegenden Vorschlags für eine Verord- 
nung Sondercharakter haben und vorübergehend 
anwendbar sein. 

3. Die Vertreter der Personalvertretungen wün- 
schen für Artikel 1 Absatz 10 (Anhang IV a zum 
Statut Artikel 1 Absatz 1) auf Seite 7 des Ver- 
ordnungsentwurfs folgende Fassung: 

„a)für einen Zeitraum von 6 Monaten eine Ver- 
gütung in Höhe der Bezüge, die der Beamte 
im Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst 
in seiner letzten Besoldungsgruppe und 
Dienstaltersstufe erhalten hat, und 

b) 85 Vo des Grundgehalts, das er vom 7. bis 
zum 12. Monat in seiner ehemaligen Besol- 
dungsgruppe und Dienstaltersstufe erhalten 
hat ..." 

(der restliche Text ist entsprechend zu än- 
dern) . 


Sie wünschen ferner die Anbringung folgender Än- 
derungen auf Seite 8 des Verordnungsentwurfs Ab- 
satz 4 erster Satz: 

Die Worte „die letzten Dienstbezüge übersteigen, 
die der Beamte in Ausübung seines Amtes erhalten 
hat" sind zu ersetzen durch die Worte „die letzten 
DiexibLuezüge Übersteigen, die der Beamte erhalten 
hätte, wenn er nicht aus dem Dienst ausgeschieden 
wäre". 


III. 

Um zu vermeiden, daß die geplante Statutsänderung 
nicht über ihren eigentlichen Rahmen — nämlich die 
Änderung der Bestimmungen für die aus Forschungs- 
und Investitionsmitteln besoldeten Beamten — hin- 
ausgeht, beantragen die Vertreter einiger Organe 
(des Europäischen Parlaments, des Rates, des Ge- 
richtshofs und des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses), daß der in Artikel 1 Absatz 3 auf Seite 2 des 
Verordnungsentwurfs enthaltene Vorschlag durch 
folgenden Wortlaut ersetzt wird: 

„Wird ein aus Forschungs- und Investitionsmitteln 
besoldeter Beamter einer bestimmten Laufbahn- 
gruppe auf einem Dienstposten der gleichen Lauf- 
bahngruppe verwendet, der aber unter den Ver- 
waltungshaushalt fällt - — und umgekehrt — so fin- 
den die Bestimmungen von Artikel 45 Absatz 2 
keine Anwendung." 
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Begründung 


Auf der Ratstagung am 16. und 17. Dezember 1970 
hat die Kommission mitgeteilt, daß sie dem Rat 
einen Vorschlag zur Änderung des Statuts des aus 
Forschungs- und Investitionsmitteln besoldeten Per- 
sonals vorlegen würde. 

Die Kommission knüpft an die auf der Haager 
Gipfelkonferenz und auf der Ratstagung am 6. De- 
zember 1969 zum Ausdruck gebrachten Gedanken 
an, wenn sie den Standpunkt vertritt, daß neben 
den Maßnahmen zur organischen Umstrukturierung 
der Gemeinsamen Forschungsstelle und zur Reform 
der für die Forschungsmittel geltenden Finanzvor- 
schriften auch neue Bestimmungen für das Personal 
erlassen werden müssen, die sich so weitgehend 
wie möglich an die in der Industrie üblichen Perso- 
nalverwaltungsvorschriften anlehnen sollten. 

Diese neuen Vorschriften müssen vor allem bezüg- 
lich der Einstellung und Verwaltung des Personals 
so elastisch sein, daß den Fluktuationen Rechnung 
getragen werden kann, die sich bei der Tätigkeit 
der Gemeinsamen Forschungsstelle in den verschie- 
denen Stadien ihrer Entwicklung ergeben. 

Der Entwurf, der hiermit dem Rat vorgelegt wird, 
ist in seinen großen Linien darauf abgestellt, unter 
Berücksichtigung der erworbenen Rechte des Per- 
sonals, dessen erhöhte Beweglichkeit, die Verein- 
heitlichung der verschiedenen Regelungen und die 
Beseitigung der starren Bindung zwischen Besol- 
dungsgruppen und Dienstposten zu ermöglichen. 

Im einzelnen werden folgende neue Bestimmungen 
vorgeschlagen: 

I. 

Artikel 1 

des Verordnungsvorschlags betrifft insbesondere 
folgende Artikel des Statuts der Beamten: 

Artikel 6 

Diese Bestimmung sieht vor, daß im Stellenplan 
lediglich die Höchstzahl des gesamten Personals je 
Laufbahngruppe angegeben wird. 

Sie soll es ermöglichen, daß ein Beamter mit hohem 
Gehalt je nach verfügbaren freien Stellen und 
dienstlicher Notwendigkeit durch mehrere Beamte 
mit weniger hohen Gehältern ersetzt werden kann 
und umgekehrt. Die Verwaltung des Personals wird 
hierdurch elastischer. 

Artikel 24 

Die Organisation der beruflichen Weiterbildung und 
Umschulung nach Maßgabe dieser Bestimmung ent- 
spricht der Entwicklung auf zahlreichen Sektoren 
in den Mitgliedstaaten und soll zur Mobilität des 
Personals innerhalb des Organs beitragen. 


Da sich bei der Wiedereingliederung des wissen- 
schaftlichen und technischen Personals bestimmte 
besondere Schwierigkeiten ergeben, soll diesem Per- 
sonal gegebenenfalls Dienstbefreiung gewährt wer- 
den, damit es die Umschulungs- und Weiterbil- 
dungsmöglichkeiten wahrnehmen kann. 

Artikel 37 

Eine besondere Bestimmung ist vorzusehen über die 
dienstrechtliche Stellung des Beamten der Gemein- 
schaften, der auf Grund eines besonderen Vertrages 
mit 'der Ausübung des Amtes des Generaldirektors 
der Gemeinsamen Forschungsstelle beauftragt wird. 

Artikel 45 

Durch diese Bestimmung soll der Übergang eines 
aus Forschungs- und Investitionsmitteln besoldeten 
Beamten auf einen unter den Verwaltungshaushalt 
fallenden Dienstposten der gleichen Laufbahn- 
gruppe — und umgekehrt ■ — ohne Teilnahme an 
einem Auswahlverfahren ermöglicht werden. Auch 
diese Bestimmung soll zur Mobilität des Personals 
beitragen. 

Artikel 99 

Aus Gerechtigkeitsgründen sollen auch andere als 
die in Artikel 92 des Statuts vorgesehenen Beamten 
die Prämie für außerordentliche Dienstleistungen 
erhalten, wenn sie Arbeitsteams angehören, die 
außergewöhnliche Dienstleistungen erbracht haben. 

Artikel 101 a 

Diese neue Bestimmung soll eine gewisse Beweg- 
lichkeit des Personals — hier den Übergang auf 
neue Tätigkeiten außerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaften ermöglichen. 

Artikel 101 b und Anhang IV A 

Auf Grund dieser zweifellos sehr wichtigen Bestim- 
mung können Beamte der Laufbahngruppen A und B 
der wissenschaftlich-technischen Laufbahn ihrer 
Stelle enthoben werden, wenn ihre Tätigkeit oder 
Berufs- und Fachkenntnisse nicht mehr den neuen 
Erfordernissen des Programms entsprechen. 

Durch die strengen Bedingungen, denen die An- 
wendung dieser Bestimmung unterliegt, soll Miß- 
brauch vermieden werden. 

Der seiner Stelle enthobene Beamte erhält eine 
Vergütung nach Maßgabe des Anhang IV a, in den 
die Bestimmungen der Verordnung Nr. 259/68 des 
Rates übernommen worden sind. 
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Artikel 109 a 

Diese Bestimmung berücksichtigt die erworbenen 
Ansprüche der im aktiven Dienst stehenden Beam- 
ten der in Artikel 101 b genannten Laufbahngrup- 
pen. 

Diese Beamten können jedoch beantragen, daß Arti- 
kel 101 b auf sie angewandt wird. Die Anwendung 
dieser Vorschriften auf das gesamte, die gleiche 
Tätigkeit ausübende Personal, muß gefördert wer- 
den. 

Anhang I — B 

Durch diesen Vorschlag wird für die wissenschaft- 
lich-technischen Beamten die starre Bindung zwi- 
schen Besoldungsgruppen und Dienstposten aufge- 
hoben, die in der Verwaltungslaufbahn zwar üblich 
ist, bei der Verwaltung des wissenschaftlichen Per- 
sonals jedoch die erforderliche größere Elastizität 
beeinträchtigt. 

11 . 

Artikel 2 

des Verordnungsvorschlags betrifft das künftig auf 
Vertragsgrundlage einzustellende Personal. 

Dieser Artikel sieht einheitliche Bestimmungen für 
alle aus Forschungsmitteln besoldeten Bediensteten 
der wissenschaftlich-technischen Laufbahn und der 
Verwaltungslaufbahn vor (Artikel 1, 4, 5 a und 
Titel VI der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten), ferner den wissenschaft- 
lichen oder technischen Berater (Artikel 1 und 5 b 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten) und den Generaldirektor der Gemein- 
samen Forschungsstelle (Artikel 1 und 102 der Be- 
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten). 

Die Vereinheitlichung der ein und derselben Rege- 
lung unterliegenden Verträge ist erforderlich für 
die übersichtliche und daher wirksame Verwaltung 
des betreffenden Personals. 

Titel VI enthält die einzelnen Bestimmungen für die 
nach den neuen Vorschriften durch Vertrag einge- 
stellten und aus Forschungsmitteln besoldeten Be- 
diensteten; die wichtigsten betreffen folgende Arti- 
kel der Beschäftigungsbedingungen für die sonsti- 
gen Bediensteten: 

Artikel 84 

Die Bediensteten werden normalerweise für 5 Jahre 
eingestellt. 

Artikel 85 

Um die Verwaltung elastischer zu gestalten, wird 
die Zahl der verschiedenen Grundamtsbezeichnun- 
gen stark verringert. 

Artikel 91 

Diese Beschränkung der Grundamtsbezeichnungen 
ermöglicht, die Aufstellung einer weit einfacheren 


und übersichtlicheren Tabelle, in der nur 5 ver- 
schiedene Beträge je Gruppe vorgesehen sind, in 
die die zuständige Behörde die Bediensteten nach 
Erfahrung und Fachwissen einstuft. 

ArfiknJ Q6 und 97 

Die Ansprüche der Bediensteten bezüglich der so- 
zialen Sicherheit, des Ruhegehalts und des Ab- 
gangsgeldes werden ähnlich geregelt wie diejeni- 
gen der Beamten. 

Diese Bestimmungen ermöglichen eine klarere und 
befriedigerende Lösung auf einem Gebiet, auf dem 
es keine Lücken geben darf. 

Artikel 98 

Diese Art Beschäftigungsverhältnis ist sehr wenig 
stabil, die Übergangsentschädigung soll daher ein 
Anreiz für neue Bestreben sein. 

IIl. 

Die Übergangsbestimmungen umfassen folgende 
Artikel des Verordnungsvorschlags: 

Artikel 3 

Diese Bestimmung soll gegebenenfalls durch den 
Übergang von wissenschaftlich-technischen Bedien- 
steten auf Stellen des Verwaltungshaushalts eine 
Entlastung der wissenschaftlich-technischen Lauf- 
bahnen ermöglichen. Sie präzisiert die neue Rechts- 
lage. 

Artikel 4 

Die zur Zeit im aktiven Dienst stehenden Beamten 
der Laufbahngruppen C und D können beantragen, 
daß die neuen Beschäftigungsbedingungen auf sie 
angewandt werden. Es ist erwünscht, daß das Per- 
sonal nicht mehr nur einem einzigen Rechtssystem 
unterliegt, so daß alle ungerechtfertigten Gehalts- 
unterschiede ausgeschlossen sind. 

Artikel 5 

Dieser Artikel sieht die erforderlichen Bestimmun- 
gen für den Übergang der zur Zeit diensttuenden 
örtlichen Bediensteten und Atomanlagenbedienste- 
ten auf die neuen Beschäftigungsbedingungen vor 
und trägt damit ebenfalls zur Vereinheitlichung der 
für dieses Personal geltenden Rechtsvorschriften 
bei. 

Artikel 6 

Dieser Artikel trägt dem Standpunkt der Kommis- 
sion Rechnung. Wie sie dem Rat bereits mitgeteilt 
hat, können ihrer Ansicht nach die künftigen Be- 
schäftigungsbedingungen des aus Forschungsmitteln 
besoldeten Personals erst in Kraft treten, wenn das 
mehrjährige Ubergangsprogramm für Forschung und 
Investition vom Rat verabschiedet worden ist. 
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